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Ihre Anfrage zur Konzessionsrichtlinie 

Hier:  Wasserversorgung  in  einem interkommuna-
len Gewerbegebiet 
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1.  Sachverhalt  

Sie hatten um Prüfung gebeten, ob im folgenden Fall nach  der  geplanten Konzessions-

 

richtlinie künftig eine Ausschreibung notwendig wäre. , LL86 

'/. 3 4  

Fallkonstellation: ~o ] /" 

Die  Kommunen  A  und  B  planen einen gemeinsamen interkommunalen Gewerbepark, 
der  auf dem Gebiet  der  beiden Kommunen liegt.  Die  Wasserversorgung soll durch das 
Stadtwerk  der  Kommune  A  sichergestellt werden,  die  zu  100  % im Eigentum  der  Kom-
mune  A  steht.  Der  Gewerbepark liegt teilweise auf dem Gebiet  der  Kommune  B,  so 
dass  in der  Folge das Stadtwerk nun auch Leistungen außerhalb  des  Gemeindegebiets 
von A  erbringt. Bei Ansiedlung eines Großverbrauchers, z.B. einer Großwäscherei, 
könnten künftig je nach genauer Lage mehr als  20  %  des  Umsatzes bei  der  Wasserver-
sorgung außerhalb  des  Gemeindegebiets  von A  erwirtschaftet werden. Wäre  in  diesem 
Fall nach  der  geplanten Konzessionsrichtlinie eine EU-weite öffentliche Ausschreibung 
der  Wasserkonzession notwendig? 

11.  Stellungnahme 

Nach einer ersten kursorischen Prüfung,  die  eine tiefergehende und zu empfehlende 
Rechtsberatung nicht ersetzen kann, ergibt sich folgende vorläufige Einschätzung: 
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Eine 
ausschreibungsfreie lnhouse-Vergabe  ist nach  de die  Konzessionsvergabe 

möglich, wenn  die  vergebendem 

Entwurf  der  Richtlinie  über 

Stelle  über  die  beauftra F5  Stelle eine beherrschende 
Kontrolle  ausübt keine

 

die  beauftragte Stelle  mind. 80  %ihrer 
Tätigkeit gemesate 

Beteiligung besteht und

sen  am  Gesamtumsa die  beauftragende  K
ommune  erbringt. Bei einem Stad 

tz für 

twerk, das zu  100  % im Eigen-

 

tum  der  Kommune  A  steht, 
dürften  die  ersten  beiden 

Voraussetzungen erfullt  sein. 

Hinsichtlich  der  erforderlichen Tätigkeit für  die  beauftr der  bisherigen  Rechtsprechun& agende  Kommune sind nach 
g  zur lnhouse-Vergabe alle Tätigkeiten zu berücksichti-gen,  die  ein Unternehmen als Auftragnehmer im Rahmen einer Vergabe durc fentlichen Auftraggeber 

verrichtet, 
ohne dass  die  Perso 

g h  den  öf-

 

deröffentliche Auftra& n  des  Begünstigten -sei  es 
ggeber selbst oder  der  Nutzer  der  Leistungen -  von  Bedeutung wäre.  Es  spielt dabei auch keine  Rolle, in  welchem Gebiet  die  genannten Leistungen erbracht werden. Für das betroffene interkommunale  Gew dass  es  letztlich 

unerheblich

 

nerhebich ist, ob  die  Ums 
m ätze auf  de

 erbegebiet bedeutet  dies, 

B  erzielt werden. 
Entscheidend ist vielmehr, 

dass  die

 UmsGebiet  der  Kommune  A  oder 

Kommune  A an  das 
Stadtwerk zurechenbar  sind. Na

ätze dem Auftrag durch  die 

scheint  es  daher  jedenfalls 
vertretbar, 

diesen Umsatz dem  Au 

h  erster Einschätzung er-

 

zurechnen,  da  die  Kommune  A
 das Gewerbegebiet mitgeplantf 

trag  der 

be ch

тmune  A  zu-

 

die  Wasserversorgung durch 
das Stadtwerk  der  Komm

und losen hat, 

ne  A  erbringen zu lassen. 

Nach dem bisherigen Entwurf  der  Richtlinie muss das destens  80% seines
 Gesamtumsatzes für  die  auftra

 éeauftragte Unternehmen  min-

eine Konzession ohne  EU
-weite Ausschreibung  erhalte

 bende  Kommune erbringen, um 

scheu Umsätz 
St 

en in  liberalisierten 
z,g, 

zu können. Dabei ist zwi_ 

Was-

 

ser) Bereichen zu
 unterscheiden. Nach

 rom) und  nicht liberalisierten (z.B.  Was-

 

h der  Rechtsprechung  der  deutschen Gerichte werden Umsätze  in  liberalisierten 
Bereichen dabei nicht für  d' mune  erbracht.  Es

 käme im vorliegenden 
Fall somit darauf  an

 auftraggé bende  Kom-

das Stadtwerk  A seine  U
msätze erzielt  und  inwiefern 

diese 
' ~n welc  n  Bereichen 

werden. 
Sofern das Stadtwerk  A

 jedenfalls  mind. 80% se  nerür

 die  Kommune  A  erbracht 

A  erbringt, wäre eine Ausschreibung 
auch künfti 

Umsätze für  die  Kommune 

nur im Wassersektor 
täti 

g  entb ehrlich. Ist das Stadtwerk  A  dabei 
g,  würden diese Umsatzzahlen voraussichtlich erreicht. Sofern 
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das Stadtwerk  A  allerdings mehr als  20  %  des  Gesamtumsatzes  in  liberalisierten Berei-

chen erzielt, wäre künftig eine Ausschreibung erforderlich. 

EU-Binnenmarktkommissar Barnier hat unter anderem als Reaktion auf  die  Kritik  am 

Richtlinienentwurf nun einen Kompromissvorschlag zum Wassersektor angekündigt, 

der die  besondere  Situation der  Mehrspartenstadtwerke  in Deutschland  bericksichti-

gen soll. Danach soll bei Mehrspartenunternehmen  die  Wassersparte auch künftig ge-

trennt betrachtet werden.  Die  erforderlichen  80%  Umsatz für  die  auftraggebende Kom-

 

mune müssten danach nicht mehr  in  allen Sparten, sondern nur im Wassersektor er-

bracht werden.  Dies  könnte hier dem Stadtwerk  A  zugute kommen, sofern  es  als Mehr-

spartenstadtwerk auch  in  liberalisierten Bereichen tätig ist. Vorgabe für eine ausschrei-

bungsfreie Konzessionsvergabe  an  das kommunale Stadtwerk soll nach dem neuen 

Vorschlag aber sein, etwaige andere Sparten bis spätestens Juli  2020  organisatorisch, 

zumindest jedoch buchhalterisch  von der  Wasserversorgung zu trennen. (Eine solche 
Änderung  der  Rechtslage durch Umsetzung  der  EU-Vorgaben im deutschen Recht dürf-
te allerdings frühestens Ende  2014 in Kraft  treten und damit für diesen Fall möglicher-
weise ohne Bedeutung sein). 

gez. Spannagel 
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